
Schweiz
Menschenrechte gelten 
auch im Polizeieinsatz

©
 K

e
y

s
t
o

n
e



2 Amnesty International Menschenrechte gelten auch im Polizeieinsatz

Amnesty International ist eine weltweite

Bewegung, die sich für die Menschenrechte

einsetzt. Amnesty International arbeitet

unabhängig von Regierungen, politischen

Parteien, religiösen Gruppierungen und

Wirtschaftsinteressen. Heute zählt Amnesty

International über 2,2 Millionen Mitglieder

in mehr als 150 Ländern und Regionen.

Amnesty International wird ausschliesslich

durch Mitgliederbeiträge und private

Spenden finanziert und akzeptiert keine

staatlichen Gelder, um ihre Unabhängigkeit

zu wahren. 

Diese Publikation ist eine Zusammen -

fassung des Berichts «Polizei, Justiz und

Menschenrechte – Polizeipraxis und Menschen -

rechte in der Schweiz; Anliegen und

Empfehlungen von Amnesty International»,

publiziert im Juni 2007.

Amnesty International, Schweizer Sektion,

Postfach, 3001 Bern. Tel 031 307 22 22, 

Fax 031 307 22 33, E-Mail info@amnesty.ch, 

PC 30-3417-8

www.amnesty.ch

Layout: www.muellerluetolf.ch

Korrektorat: Korrektorat Vogt, Bern

Alle Rechte vorbehalten. © Amnesty

International, Schweizer Sektion

Umschlagfoto: Demonstration gegen das

World Economic Forum (WEF) in Bern,

Januar 2005. © Manuell Pralong.

Letzte Seite: Verhaftung an einer nicht

bewilligten 1.-Mai-Kundgebung 2005 in

Luzern. © Sigi Tischler/Keystone.

V O R W O R T

Schikanöse Personenkontrollen in aller Öffentlichkeit,

ras sistische Beschimpfungen von AfrikanerInnen, über-

triebener Gewalteinsatz bei Demonstrationen: Regel -

mäs sig machen PolizistInnen Schlag zeilen, weil sie in

ihrer täglichen Arbeit die Grenzen des Zulässigen überschreiten. 

Es sieht so aus, als ob sich die Situation zunehmend verschlechtern würde

und Missbräuche auf Polizeiposten oder in Gefängnissen zunehmen würden.

Die Dossiers, die Amnesty International in den letzten Jahren zusammenge-

tragen hat, scheinen diese Befürchtung zu bestätigen. Vermutlich haben die

Negativschlagzeilen aber auch dazu beigetragen, dass einige Verantwortliche

in Politik und Justiz, aber auch PolizeikommandantInnen eine an ethischen

Kriterien und an den Menschenrechten ausgerichtete Polizeiarbeit durchsetzen

wollen und konsequenterweise polizeiliche Übergriffe klar verurteilen.

Es gibt Fortschritte, die zu Hoffnung Anlass geben. Aber in verschiedenen

Polizeikorps und Kantonen sind die eingeleiteten Reformen nach wie vor

ungenügend. Amnesty International will zu einer Verbesserung der Situation

beitragen und hat beschlossen, in der Schweiz die Kampagne «Menschenrechte

gelten auch im Polizeieinsatz» zu lancieren, wie sie das schon in verschiedenen

anderen Ländern mit Erfolg getan hat. 

Wir sind uns durchaus bewusst, welchen Schwierigkeiten und welchem

Druck PolizistInnen in ihrem Beruf täglich ausgesetzt sind, und wir wissen

auch, dass ihre Aufgaben immer komplexer werden. Umso wichtiger scheint es

uns, dass sich die Antwort der Polizei auf Bedrohungen, unzivilisiertes Ver -

halten und Gewalt an den Grundsätzen der Verhältnismässigkeit und des

Rechts staates orientiert. Nach Ansicht von Amnesty International bilden die

Men schen rechte, die internationalen Normen, denen die Schweiz verpflichtet

ist, die internationalen Regeln für die Polizeiarbeit sowie der Respekt gegen-

über den Grundrechten und der menschlichen Würde einen klaren Rahmen

für die Arbeit der Polizei. 

Amnesty International fordert konkrete Massnahmen. Für Klagen von

Opfern polizeilicher Übergriffe muss eine unabhängige Untersuchungsinstanz

eingerichtet werden, und Gerichte müssen unbefangen und unparteiisch über

derartige Fälle urteilen können. Zudem müssen die Ausbildung der Polizei

und die Kontrolle über ihre Arbeit verbessert werden. 

Nur eine auf den Menschenrechten aufbauende Polizeiethik garantiert eine

effiziente Polizeiarbeit und erhöht das Gefühl der Sicherheit in der Bevöl ke rung.

Gleichzeitig wird damit die Situation der Menschenrechte generell verbessert.

Daniel Bolomey, Generalsekretär

Schweizer Polizei im Fokus
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Die internationalen Standards im
Bereich der Menschenrechte bil-
den die Grundlage für Amnesty

International, um die Einhaltung der
Menschenrechte weltweit zu beobachten
und um über Verletzungen dieser Rechte
zu informieren. Auf die gleiche Weise
überprüft Amnesty International anhand
bestehender Gesetze die Polizeiarbeit. 

Grundbedingungen für
Polizeieinsätze
Folgende Bedingungen müssen erfüllt
sein, damit Einschränkungen grund  -
legender Rechte oder Eingriffe in die In -
tegrität von Personen aufgrund eines
Polizeieinsatzes keine Menschen rechts -
verletzungen darstellen:

Erstens bedarf gemäss den internatio-
nalen Normen jeder Polizeieinsatz einer
genügenden rechtlichen Grundlage. Die
Polizei muss immer sicherstellen, dass
die Rechtmässigkeit der von ihr beab-
sichtigten Handlungen gegeben ist. Die
rechtliche Grundlage ist zuallererst im
schweizerischen Recht zu suchen. Was
die Praxis betrifft, so stellt sich das
Bundesgericht auf folgenden Stand -
punkt: Je grösser die Einschränkung der
grundlegenden Rechte ist, desto stärker
muss ihre demokratische Verankerung
sein. Verordnungen einer Kantons re gie -
rung stellen eine ungenügende rechtli-
che Grundlage für schwere Ein schrän -
kun gen dar. Diese Einschränkungen
müs   sen im Gesetz selbst vorgesehen
wer den. Die internationalen Normen las-
sen den Mitgliedstaaten bei der Fest -
legung eines Interventionsgrundes ei nen
sehr grossen Spielraum (zum Bei spiel:
Schutz der öffentlichen Sicherheit, der
öffentlichen Ordnung, der öffentlichen
Gesundheit, der öffentlichen Moral oder
der Grundrechte sowie Grund frei heiten
Dritter).

Zweitens muss jeder Polizeieinsatz
gemäss den internationalen Normen dem
Grundsatz der Erforderlichkeit ge nü gen.
Jeder Einsatz muss der Handlung ent-

sprechen, die unbedingt er -
forderlich ist, um ein Ziel
zu erreichen.

Drittens muss gemäss
den internationalen Normen
und dem Schweizer Recht
der Polizeieinsatz verhältnis-
mässig sein. Auf der Grund -
lage internationaler Normen
und der Rechtssprechung
des Bundesgerichts beinhal-
tet dieses Prinzip folgende
As pekte: Der Einsatz muss
in erster Linie geeignet sein,
das angestrebte legale Ziel
zu erreichen. Zudem muss
er das Prin zip der Subsi di a -
ri tät respektieren: Die Polizei
muss immer auf Methoden und Mittel
zu rück greifen, die aus der zeitlichen,
objek tiven und örtlichen Per s pektive den
geringstmög lichen Eingriff in die Rechte
der betroffenen Person darstellen.
Zudem muss das öffentliche Inte resse
am Einsatz grösser sein als die Inte -
ressen der betroffenen Person (Ver -
hältnismässigkeit im engeren Sinn).

Kantonale Gesetzgebung
In Übereinstimmung mit den internatio-
nalen Konventionen im Bereich der
Men schenrechte garantiert die Bundes -
verfassung der Schweiz alle Grund -
rechte, die auch für die Polizeiarbeit von
Bedeutung sind. Die verfassungsrechtli-
che Kompetenzzuteilung hat den Kan -
tonen die Verantwortung für die Sicher -
heit zugesprochen. Darauf gestützt,
haben praktisch alle Kantone ein kanto-
nales Polizeigesetz verabschiedet. Die
internationalen Standards im Bereich
der Menschenrechte und im Bereich der
Polizeiarbeit sind darin sehr unterschied-
lich und oft unzureichend verankert. 

Mehrere kantonale Rechtsordnungen
(AI, FR, LU, SZ, VS, ZG, ZH) enthalten
klare Bestimmungen, die verlangen,
dass PolizistInnen während der Aus -
übung ihres Dienstes darauf achten

müssen, die Menschenrechte und die
menschliche Würde zu respektieren.
Nur 5 (AR, BE, BL, NE, TI) von 26 Kan -
tonen haben das Verbot von Folter und
Misshandlung explizit in ihrer Ver fas -
sung oder im Gesetz verankert. 4 Kan -
tone (GL, JU, VD, ZH) sehen das Verbot
anderer Misshandlungen ausdrücklich
vor, nicht aber speziell das Verbot von
Folter. In 8 weiteren Kantonen (AG, BS,
FR, NW, OW, SG, SO, ZG) ist das Verbot
von anderen Misshandlungen implizit,
zum Teil lediglich in einer Verordnung,
erwähnt. 14 Kantone (AI, BE, BS, FR,
GE, GR, JU, LU, OW, SO, TG, VS, ZG,
ZH) haben keine Bestimmung über das
Verbot von Diskriminierung. 

Die Standards, die in von der Schweiz
ratifizierten internationalen Abkommen
enthalten sind, sowie die Bundes ver fas -
sung sind in den Kantonen direkt an -
wendbar. Trotzdem hat Amnesty Inter -
national in den Gesprächen mit den ope-
ra tionellen Leitungen mehrerer Poli -
zeikorps festgestellt, dass in der Praxis
die kantonalen Regelungen und die
Dienstbefehle die Arbeit der Polizei am
stärksten beeinflussen.

D E R  R E C H T L I C H E  R A H M E N  D E R  P O L I Z E I A R B E I T

Standards, die respektiert werden müssen

Alle Polizeicorps sind verpflichtet, die
internationalen Standards im Bereich 
der Menschenrechte einzuhalten.
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P O L I Z E I E I N S ÄT Z E

Polizeipraktiken, die Menschenrechte verletzen

Personenkontrollen in der Öffent -
lichkeit und Mitnahme auf einen
Dienstposten: Amnesty Interna tio -

nal hat wiederholt von erniedrigendem
Verhalten und provozierenden Ant wor -
ten gegenüber Personen erfahren, die in
derartigen Situationen gewaltlosen Wi -
der stand leisteten. Ein solches Verhalten
kann leicht zu einer Eskalation führen,
Festnahmen und Anzeigen mit strafen-
dem Charakter provozieren oder gar zu
physischer Gewalt führen. 

Leibesvisitationen im öffentlichen
Raum, die mit einer vollständigen Ent -
kleidung einhergehen, kommen einer
erniedrigenden Behandlung gleich und
verletzen die menschliche Würde. In
Genf wurden zwei Guineer auf offener
Strasse einer Leibesvisitation unterzo-
gen, weil die Polizei sie des Drogen han -
dels verdächtigte. ZeugInnen haben be -
stätigt, dass einer der beiden Be trof fenen
sich vollständig entkleiden musste. 

Im Bericht von Amnesty In terna tio -
nal werden auch Fälle von Festnahmen

ohne rechtlich begründeten Tatverdacht
ge schildert. Personen wurden auf den
Po lizeiposten mitgenommen, nur weil
sie von ihrem Recht Gebrauch gemacht
hat ten und die sie kontrollierenden
PolizistInnen nach ihrem Namen oder
nach dem Grund für die Kontrolle ge -
fragt hatten. Einige wurden wegen «Ge -
walt und Drohung gegen Beamte» und
«Hinderung einer Amtshandlung» an -
ge zeigt und zum Teil auch verurteilt.
Hier  wurden Anzeigen offenbar als eine
«disziplinierende» Massnahme gegen
renitentes Verhalten eingesetzt. Ein sol-
cher Eingriff in die persönliche Freiheit
kommt einer willkürlichen Festnahme
gleich und widerspricht den interna tio -
nalen Normen. 

Zahlreiche Personen haben sich bei
Amnesty International über erniedri-
gende und mit Gewalt durchgeführte
Personenkontrollen beklagt. 

Beim Jogging von der 
Polizei festgenommen

Der seit über zehn Jahren in der Schweiz
lebende A. K. (seit vier Jahren mit
Schwei zer Lebenspartnerin) befand
sich auf einer Jogging-Runde durch Zü -
rich. Kurz vor dem Ziel, Höhe Platz -
spitz/Landesmuseum, telefonierte er
mit seiner Freundin. Während des Ge -
spräches hörte sie mit, wie ihr Freund
von Polizisten barsch zur Aus weis -
kontrolle aufgefordert wurde. Kurz dar-
auf wurde die Verbindung unterbro-
chen. A. K. wurde auf den Polizeiposten
Urania gebracht und dort nackt in
einer Zelle eingesperrt. Es wurde An -
zeige gegen ihn erstattet, weil er sich
angeblich gegen die Ausweiskontrolle
gewehrt habe. Die Freundin, die noch
während der rund vier Stunden dau-
ern den Aktion die Stadtpolizei anrief,
erklärte am Telefon, wo ihr Lebens -
partner festgenommen worden sei,
worauf die Telefonistin antwortete:
«Ah, beim Affenfelsen» (ein Treffpunkt
von Schwarzen). Während eines Ge -
sprächs mit VertreterInnen der Stadt -
polizei Zürich am 16. März 2005 wurde
die Verwendung dieser Ortsangabe
durch die Telefonistin von der Dele -
gation von Amnesty International the-
matisiert. Die PolizistInnen rechtfertig-
ten sich damit, dass dieser Ort oft
«Affenfelsen» genannt werde. Als die
Lebenspartnerin später auf dem Poli -
zei posten eintraf, wurde ihr vorerst
jede Information verweigert. A. K. soll
ein Protokoll zur Unterschrift vorgelegt
worden sein, das nicht seinen Aus -
sagen entsprochen habe.
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P O L I Z E I E I N S ÄT Z E

Unverhältnismässige Gewaltanwendung

Das Beispiel von Samson Chukwu
zeigt, wie gefährlich oder gar töd-
lich einige bei Kontrollen, Fest -

nahmen oder während Gefangenen trans -
porten eingesetzte Zwangsmass nah men
sein können. Drei in der Schweiz manch-
mal eingesetzte Zwangs massnahmen
kom men laut internatio nalem Recht
Misshandlungen oder Fol ter gleich: 

1. Die Fesselung einer Person in
Bauch  lage mit zusätzlicher Druck ein -
wirkung auf den Oberkörper. Nach dem
Tod Samson Chukwus empfahl die Kon -
ferenz der kantonalen Justiz- und Poli -
zeidirektoren und -direktorinnen den
kantonalen Polizeikorps, alle Mass nah -
men, die die Atmung einer betroffenen
Person beeinträchtigen könnten, von der
Liste der möglichen Inter ventions -
 met ho den zu streichen. Trotz Protesten
von Amnesty International wird diese
Technik anscheinend auch weiterhin
teilweise angewendet. 

2. Die Anwendung des Würgegriffs
zwecks Sicherstellung von Kokain kügel -
chen, die von Kleindealern im Mund trans  -
portiert werden. Um den Mund zwangs -
weise zu öffnen, wird der Kopf der betrof-
fenen Person gewaltsam nach hinten ge -
drückt. Die medizinische Fach literatur
äussert sich zu dieser polizeilichen Mass-
nahme kritisch und stuft sie als gefährlich
ein. Aus diesem Grund wurde sie von

der Leitung der Polizei korps Neuen -
burg, Waadt und Solothurn verboten.

3. Der Transport in einem Polizeibus
mit auf dem Rücken gefesselten Händen.
Die Verletzungsgefahr ist erheblich, da
die Fesselung der Hände auf dem Rü -
cken unter Umständen verunmöglicht,
sich festhalten zu können.

Der Bericht beanstandet auch die oft
unverhältnismässige Anwendung von
Gewalt bei Identitätskontrollen oder bei
Verhaftungen. Zeugen haben über eine
von ihnen beobachtete Verhaftung An -
fang 2005 im Bahnhof Bern berichtet,
bei der ein Schwarzer, obwohl er sich
nicht zur Wehr setzte, bäuchlings auf
den Boden gedrückt wurde. Ein Polizist
in Zivil setzte sich ihm auf den Rücken.
Der Polizist schleuderte den gefesselten
Mann anschliessend gegen das Gelän-
der einer Treppe, wobei der Kopf des
Schwar  zen gegen den Handlauf schlug.
Die Stadtpolizei Bern erklärte, gegen-
über dem Mitarbeiter Massnahmen er -
griffen zu haben, um derartige Vorfälle
in Zukunft zu verhindern. Es wurde
jedoch keine unabhängige Unter su -
chung eingeleitet. 

Gewisse von der Polizei eingesetzte
Zwangsmassnahmen sind sehr gefährlich,
zum Beispiel die Fesselung einer Person in
Bauchlage mit zusätzlicher Druckeinwirkung
auf den Oberkörper.

Gefährliche Zwangsmass-
nahmen: Während der 
Haft erstickt

«Samson Chukwu, 27 Jahre alt, starb
am 1. Mai 2001 in seiner Zelle an Po si -
tionsasphyxie.» Dieses Resultat ergab
die gerichtsmedizinische Unter su chung
zum Todesfall im Walliser Ausschaf -
fungszentrum von Granges. Samson
Chukwu war um zwei Uhr mor gens
brüsk von zwei Kantons polizisten aus
dem Schlaf gerissen wor den, die ihn
zur zwangsweisen Ausschaffung zum
Flughafen Zürich-Kloten hätten eskor-
tieren sollen. Da er sich heftig wider-
setzte, wendeten die Beamten mit Hil -
fe eines herbeigerufenen Aufsehers
Gewalt an, um ihn in Handschellen zu
legen. Minutenlang habe sich Chukwu
gewehrt, heisst es im Bericht, dann sei
er von den Poli zisten überwältigt wor-
den. Ein Polizist setzte sich auf seinen
Oberkörper und fesselte seine Hände
auf den Rücken. Chukwu blieb darauf-
hin leblos liegen. Wiederbelebungs -
versuche blieben er folglos. Der herbei-
gerufene Arzt konnte um drei Uhr nur
noch den Tod feststellen. Die Bauch po -
sition sei als ge fährlich bekannt, heisst
es im Autop sie bericht des Instituts für
Rechts medizin von Lausanne. Ende
Feb ruar 2007 war immer noch keine
Ent schä digung an die Familie von
Samson Chukwu ausbezahlt worden,
trotz der Empfehlungen des Co-Be -
richt  er stat ters des Antifolterkomi tees
der Ver einten Nationen.
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Gefährliche Einsatzmittel

P O L I Z E I E I N S ÄT Z E

Von Markierungs-
geschossen verletzt

Im März 2003 beobachtete Denise
Cher vet anlässlich einer tätlichen Aus -
einandersetzung zwischen Demons t -
rie renden und der Polizei beim Bahn hof
Genf nach einer Demonstration gegen
die Welthandelsorganisation (WTO),
wie ein Polizist ihrem 16-jährigen Sohn
mit einem Schlagstock Schlä ge ver-
setzte. Sie warf darauf eine Flasche in
Richtung des Polizisten. Kurz darauf
wurde sie von zwei aus einem XM 303
abgefeuerten Paintball-Projektilen an
der Hüfte und an der Stirn getroffen.

Die Metall- und Plas tiksplitter im Ge -
sicht der Frau konnten nicht entfernt
werden, weil das Risiko einer Lähmung
bestand. Die Waffe wur  de eingesetzt,
ohne dass die ge sam te Genfer Polizei -
leitung vorgängig informiert worden
war, ohne einen un ab hängigen Evalua -
tions prozess und auch ohne eine klare
Regelung des Zu las sungsverfahrens. 
Nach diesem Vorfall entschied die
Gen fer Polizei, diese Markierungswaffe
nicht mehr einzusetzen. Dies veranlass-
te letztlich den Polizeichef zum Rück  -
tritt. Am 3. Mai 2007 wurde der zu stän-
dige Einsatzleiter zu einer Busse von
zehn Tagessätzen bedingt verurteilt. Er
hat gegen den Strafbefehl des Staats -
an walts Beschwerde eingereicht. 

Bauchgurte und Rollstuhl, Tränen -
gas, Markierungsgeschosse, Schock-
granaten, Taser: Die Einführung

jedes neuen Einsatzmittels muss einer
vorgängigen unabhängigen Untersu -
chung unterzogen werden, um Gesund -
heitsrisiken und technische Gefahren
sowie mögliche Handhabungsschwierig -
keiten und Risikogruppen zu kennen.
Für jede Technologie müssen detaillierte
Regelungen erlassen werden, in denen
festgelegt wird, wie und wann sie einge-
setzt werden darf, in welchen Fällen ein
Einsatz verboten ist und welche Kontroll -
mechanismen vorgesehen sind. 

Elektroschockwaffen vom Typ Taser
geben mit zwei Pfeilen, die durch ein
Kabel mit einer Pistole verbunden sind,
elektrische Ladungen von 50 000 Volt
ab. Die Schweizerische Polizeitech ni -
sche Kommission hat den Gebrauch die-
ser Waffen erlaubt, obwohl es noch
keine unabhängige Untersuchung über
medizinische Folgen gibt. 

Einige Schweizer Polizeikorps haben
den Taser eingeführt. Laut einem Be -
richt von Amnesty International wurden
in den USA und in Kanada zwischen

Der Taser wird von einigen Schweizer
Polizeikorps eingesetzt, obwohl in den
USA und in Kanada im Zusammenhang
mit dem Einsatz dieser Waffe über 200
Menschen gestorben sind.

Um Menschenrechtsverletzungen bei der Polizeiarbeit so
weit wie möglich zu verhindern, ruft AI die Polizei ver ant -
wortlichen dazu auf, folgende Empfehlungen zu befolgen:

Die Polizeikräfte müssen regelmässig über die Gefahr
eines lagebedingten Erstickungstodes bei Bauchlage und
mit auf dem Rücken gefesselten Armen informiert werden.

Der Würgegriff zwecks Sicherung von Kokainkügelchen
sowie der Personentransport mit auf dem Rücken gefes-
selten Händen müssen verboten werden.

Das Verhältnismässigkeits- und das Gesetz mässig keits -
prinzip müssen auch bei Identitätskontrollen, Leibes visi -

Juni 2001 und Februar 2007 230 Todes -
fälle im Zusammenhang Taser-Ein  -
sät zen re gis triert. 
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P O L I Z E I E I N S ÄT Z E

Diskriminierende Praktiken

« Angehörige ausländi-
scher Gemeinschaften

und nationaler Minderheiten,
die ich getroffen habe, haben
mehrheitlich sehr betroffen
über alltäglich erlebten Rassis-
mus und Diskriminierung, über
eine diffuse fremdenfeindliche
Stimmung, ein Gefühl der 
Einsamkeit inmitten der Gesell-
schaft und über Angst gegen-
über gewissen Institutionen,
speziell der Polizei, gesprochen.»

Schwarze sind eine der Gruppen, die
besonders oft von willkürlichen und
diskriminierenden Massnahmen

betroffen sind. Andere Zielgruppen sind
Demonstrierende, Globalisierungs geg -
ne rInnen, Asylsuchende, Fussballfans
und Minderjährige. 

Amnesty International hat verschie-
dentlich Klagen von Schwarzen über dis-
kriminierende Praktiken und Kontrollen
allein aufgrund ihrer Hautfarbe erhalten.
Die Betroffenen berichteten über Mund -
kontrollen mit dem lebensgefährlichen
Würgegriff, über Fesselungen in lebens-
gefährlicher Bauchlage, über zu enges,
ver letzendes Anlegen von Kabelbindern
oder Handschellen, über unbegründete
Mitnahmen auf Polizeiposten, über Lei -
bes visitationen auf dem Posten oder auf
öffentlich zugänglichen Arealen sowie
über Kontrollen der Körperöffnungen und
willkürliche Verhaftungen mit dem Ziel,
die Betroffenen zu demütigen. Amnesty
International ist der Meinung, dass die

Herstellung von Täterprofilen allein auf-
grund von Körpermerkmalen oder ethni -
scher Zugehörigkeit die Menschen rechte
verletzt. Diese Praxis hat eine verheeren-
de Wirkung auf die Opfer und ihre Fa mi -
lien sowie auf die Beziehungen zwischen
Bevölkerungsgruppen.

tationen oder beim Einsatz von Zwangsmassnahmen
jederzeit respektiert werden.

Leibesvisitationen müssen in geschlossenen und
geheizten Räumen durchgeführt werden.

Leibesvisitationen dürfen nur von gleichgeschlecht -
lichen Personen durchgeführt werden, um die Würde
der Betroffenen so weit als möglich zu respektieren.
Sie müssen unter allen Umständen in zwei Schritten
voll zogen werden, d.h., entweder der Ober- oder der
Unter körper bleiben bekleidet.

Die Einführung jeder neuen Technologie muss einer
vorgängigen unabhängigen Untersuchung unterzogen
werden, um die Gesundheitsrisiken und die technischen
Gefahren sowie die möglichen Handhabungs schwierig -
keiten und Risikogruppen zu kennen. Der Einsatz neuer

Technologien darf nur erfolgen, wenn die Konformität
dieser Einsatzmittel mit den internationalen Menschen -
rechtsnormen garantiert ist.

Gefährliche Technologien dürfen nur PolizistInnen
anvertraut werden, die dafür geschult wurden und die
gut über die Risiken und die rechtlichen Rahmen be -
dingungen informiert sind.

PolizistInnen sollen in interkultureller Kommuni ka -
tion und nichtdiskriminierendem Verhalten geschult
werden, wenn möglich unter Beizug von VertreterInnen
von Minderheiten, wie dies bereits in den Kantonen
Basel-Stadt, Tessin und St. Gallen geschieht. 

PolizistInnen sollen aufgrund von Namensschildern
oder Dienstnummern jederzeit identifizierbar sein. 

Schwarze werden besonders häufig 
Opfer von willkürlichen und 

diskriminierenden Massnahmen der Polizei.

Doudou Diène, 
Uno-Sonderberichterstatter über 

zeitgenössische Formen des Rassismus, 
Januar 2007
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« Die Angestellten priva-
ter Sicherheitsunter-

nehmen glauben, mehr Macht
und weniger Pflichten als ‹nor-
male› Bürger zu haben, dabei
haben sie mehr Pflichten und
weniger Macht.»

Ein Polizeikommandant

P R I VAT E  S I C H E R H E I T S A G E N T U R E N  U N D  A R M E E

Die Delegation polizeilicher Aufgaben: 
ein Risiko für die Menschenrechte

Wie jede andere Privatperson
haben die Angestellten priva-
ter Sicherheitsfirmen kein

Recht, Gewalt anzuwenden, ausser im
Falle von Notwehr, einer Notsituation oder
um auf frischer Tat ertappte Personen
bis zur Ankunft der Polizei festzuhalten. 

Die von Amnesty International ge sam-
melten Aussagen über Einsätze von pri-
vaten Sicherheitsfirmen berichten von
unzulässigem Gewalteinsatz. Sie las sen
darauf schliessen, dass Angestellte von
Sicherheitsfirmen eine sehr oberflächli-
che Ausbildung bezüglich Menschen -
rechten und Deeskalationstechniken er -
halten und schlecht auf ihre anspruchs-
volle Aufgabe vorbereitet werden. Diese
Einschätzung von Amnesty Inter na tio -
nal wird auch von der Konferenz der
Kantonalen Polizeikommandanten der
Schweiz (KKPKS) geteilt. Ein An ges tell -
ter der Securitas AG, der angeklagt wur -
de, bei einer Razzia in einer Unterkunft
einen Asylsuchenden aus dem Fenster
gestossen zu haben, gab auf die Frage
nach seinen beruflichen Qualifikationen
zu Protokoll, er habe einen Erste-Hilfe-
Kurs für den Führerschein, eine zweiwö-

chige Ausbildung bei der Securitas AG
und einen Selbstverteidigungskurs ab -
solviert.

Obwohl es seit Anfang 2001 einen
eidg. Berufsausweis für Sicher heits -
beamte gibt, ist die Ausbildung nach wie
vor freiwillig. Sie wird nur von einem
kleinen Teil des privaten Sicher heits per -
sonals absolviert und bietet auch keinen
spezifischen Unterricht zum Thema
Menschenrechte an.

Amnesty International ist auch über
die Delegation von polizeilichen Auf ga -
ben an die Armee besorgt, wie dies zum
Beispiel 2006 anlässlich des World
Economic Forum (WEF) in Davos der
Fall war. Amnesty International findet es
höchst problematisch, dass Miliz for -
mationen, die ihren dreiwöchigen Wie -
derholungskurs absolvieren und im
Zivilleben einen ganz andern Beruf aus-
üben, mit Aufgaben der inneren Sicher -
heit betraut werden. Ihnen fehlt die ent-
sprechende Ausbildung.

Auch private Sicherheitsdienste,
hier in der Empfangs stelle
Kreuzlingen, müssen die 
Menschen rechte einhalten.

Kritik 
an der Securitas AG

Am 25. Februar 2005 erhielt Amnesty
International die Klage eines somali-
schen Asylsuchenden, ein Securitas-
Wächter habe ihm den Arm derart hef-
tig auf den Rücken gedreht, dass er mit
einem vierfachen Armbruch ins Spital
eingeliefert werden musste. Laut
«Wochen zeitung» haben ZeugInnen
gesehen, wie dem Asylsuchenden der
Arm ohne ersichtlichen Grund brutal
auf den Rücken gedreht worden ist und
dabei gebrochen wurde. Die Securitas-
Angestellten hätten ausgesagt, der
Asylsuchende habe einem von ihnen
den Ellbogen ins Gesicht geschlagen.
Ein ärztliches Zeugnis hielt fest, dass
die Verletzungen auf ein unglaubliches
Mass an Gewalteinwirkung hinwiesen.
Der betroffene Somalier hat Straf an -
zeige erstattet. Im Gegenzug hat ihn
Securitas wegen Tätlichkeiten an ge-
zeigt. Das Verfahren läuft noch. 
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E M P F E H L U N G E N  
V O N  A M N E S T Y  I N T E R N AT I O N A L

P R I VAT E  S I C H E R H E I T S A G E N T U R E N  U N D  A R M E E

« Ich empfehle den
verantwortlichen

Be hörden auf eidgenössischer,
kantonaler und Gemeinde -
ebene […], private Sicherheits -
firmen keine Rückschaffungen
vornehmen zu lassen.»

Àlvaro Gil-Robles, ehemaliger 
Menschenrechtskommissar des 

Europarats, in seinem Be richt 
vom 8. Juni 2005

Die zunehmende Übertragung von Polizeiaufgaben an
private Sicherheitsfirmen oder an die Armee kann im
Hinblick auf die Respektierung der Menschenrechte 
problematisch werden. Die Ausbildung der Angestellten
von Sicherheitsfirmen und von Armeeangehörigen ist
mehr als lückenhaft, so dass die Gefahr besteht, dass 
es zu einer Häufung von Menschenrechtsverletzungen
kommen könnte. Die letzte Verantwortung für die
Einhaltung der Menschenrechte liegt beim Staat.

Aus diesem Grund macht Amnesty International
fol gende Empfehlungen:

Für die Delegation staatlicher Sicherungsaufgaben 
an private Sicherheitsfirmen müssen klare Rahmen be -
dingungen geschaffen werden. 

Die Angestellten von Sicherheitsfirmen mit Siche -
rungs aufgaben müssen dieselben Qualifikationen wie
Polizeiangehörige aufweisen; die Kantone Tessin und
Neuenburg haben einen Schritt in diese Richtung
gemacht. 

Private Sicherheitsfirmen dürfen nur Personen 
anstellen, die mindestens im Besitz eines eidg. Berufs -
aus wei ses für Sicherheitsangestellte sind. 

Für Sicherungsaufgaben in Empfangsstellen oder in
Unterkünften von Asylsuchenden dürfen nur Personen
eingestellt werden, die solide Kenntnisse in Asyl- und
Migrationfragen haben und die auch Erfahrung im Um  -
gang mit traumatisierten Personen mitbringen. 

Für Dritte muss jederzeit klar ersichtlich sein, ob sie 
es mit PolizistInnen oder mit Angestellten einer privaten
Sicherheitsfirma, die nicht über die gleichen Kompe ten -
zen verfügen, zu tun haben.

Grundsätzlich dürfen nur professionelle Militär ein -
heiten zur Unterstützung der Polizei eingesetzt werden.

Die Delegierung ziviler Sicherheitsaufgaben an die
Armee muss sich auf Aufgaben beschränken, die jegli-
chen Kontakt mit Zivilpersonen ausschliessen.
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Ungenügende Strafverfahren

S T R A F V E R FA H R E N

« Dies ist das grosse 
Problem der Strafjustiz:

der Mangel an interner Unab-
hängigkeit der Strafgerichte 
gegenüber der Polizei und der
Staatsanwaltschaft.»

Peter Albrecht, ehemaliger Straf  -
ge richtspräsident von Basel-Stadt

Polizisten freigesprochen

Eldar S. wurde im April 2002 von zwei Polizisten in Zivil ohne Vorwarnung und mit Gewalt
angehalten. Gemäss Zeugen haben die Polizisten Eldar S., der am Boden lag und um Hilfe
rief, weiter auf den Kopf geschlagen, auch nachdem sie ihn mit den Händen an ein Ge -
länder gebunden hatten. Der Grund der Verhaftung war die – wie sich später herausstellte
falsche – Vermutung, Eldar S. sei ein Drogendealer. Seinen eigenen Angaben zufolge ist
Eldar S. auf dem Posten Urania von Neuem geschlagen, bedroht und rassistisch beleidigt
worden. Bevor man ihm ärztliche Hilfe leistete, wurde ihm nahegelegt, den Vorfall nicht
den Medien zu berichten. Die Stadtpolizei Zürich hat gegen Eldar S. Klage wegen Gewalt
und Drohung gegenüber Behörden und Staatsbeamten und wegen Körperverletzung erho-
ben. Im Januar 2006 hat der Einzelrichter des Bezirksgerichtes Zürich Eldar S. und die zwei
Polizisten von der Anklage freigesprochen und ihnen 3000 Franken für Wiedergutmachung
des Unrechts zugesprochen. 
Eldar S. hat gegen dieses Urteil beim Obergericht des Kantons Zürich Beschwerde einge-
reicht. Am 21. November 2006 hat das Gericht den Freispruch der zwei Polizisten bestätigt.
Entgegen dem Richter in erster Instanz hat das Obergericht auch Eldar S. 3000 Franken
Schadenersatz zugesprochen. Es hat auch kritisiert, dass Eldar S. schwer verletzt drei
Stunden auf der Wache Urania warten musste, bis er ins Spital gebracht wurde.

Der Fall von Eldar S. illustriert
ein durch Verfahrensfehler auf
der Ebene der Polizei und der

Staatsanwaltschaft gekennzeichnetes
Straf verfahren. In diesem Fall gibt es
Anzeichen dafür, dass der Richter in
erster Instanz der Pflicht, eine unverzüg-
liche, unabhängige, unparteiische und
gründliche Untersuchung über die Vor -
würfe gegen zwei Polizisten durchzufüh-
ren, nicht nachgekommen ist. Zu dem
wurden die fehlbaren Polizisten, obwohl
der Richter die Tätlichkeiten an erkannt
hatte, wegen Verjährung freigesprochen.
Amnesty International verurteilt Ver zö -
gerungen, die über eine Ver jährung die
Straflosigkeit begünstigen. 

Amnesty International stellt fest, dass
zahlreiche Klagen wegen Men schen -
rechtsverletzungen durch die Polizei
nicht einer unverzüglichen, unabhängi-
gen, unparteiischen und gründlichen
Untersuchung unterzogen wurden. Um
Gerechtigkeit zu schaffen, ist eine solche
Untersuchung unabdingbar. Sollte die
Untersuchung die Vorwürfe der Klä -
gerInnen bestätigen, so haben die Opfer

von Menschenrechtsverletzungen durch
die Polizei einen Anspruch auf Scha -
denersatz und Genugtuung sowie auf
Wiedergutmachung für das begangene
Unrecht. 

Unangepasste Verfahren tragen zur
De-facto-Straflosigkeit in vielen Fällen
von Menschenrechtsverletzungen bei,
und zwar auf drei Stufen: 

Beim Einreichen einer
Strafanzeige
Personen, die sich als Opfer von Men -
schenrechtsverletzungen durch Polizei -
kräfte sehen, wenden sich normalerwei-
se an einen Polizeiposten, um Be schwer -
de einzureichen. Normaler weise nimmt
der oder die Verantwort liche der Polizei
eine erste Einschätzung vor. Zahlreiche
ZeugInnen haben be richtet, sie seien an
der Einreichung einer Anzeige gehindert
worden. Andere berichteten über Dro -
hun gen, nachdem sie die Anzeige einge-
reicht hatten. Einigen MigrantInnen
wur   de gar mit der Ausschaffung ge droht. 

In einer Vielzahl von Fällen wurde
von der Polizei als Reaktion auf eine An -
zeige eine Gegenanzeige wegen «Hin -
derung einer Amtshandlung» und/oder
«Gewalt und Drohung gegen Beamte»
erstattet. Diese Gegenanzeigen oder
«Prä ventivanzeigen» schüchtern nach
Auskunft von AnwältInnen Personen
ein und verhindern die Wieder her -
stellung von Gerechtigkeit.

Bei der Strafuntersuchung 
In einer Vielzahl von Kantonen (ausser
in Basel und im Tessin) wird die Straf -
untersuchung bei Beschuldigungen we -
gen Menschenrechtsverletzungen durch
die Polizei selbst eröffnet. Amnesty In   -
ternational ist über Aussagen von Per   so -
nen besorgt, die über die Ver letzung ih -
res Rechts auf eine unabhängige und
gründliche Untersuchung im Rahmen
von polizeilich geleiteten Er mittlungen
berichteten. Es wurde von  verfälschten
Polizeiprotokollen, Dro  hun gen und Ein -
schüchterungen gegenüber Zeug In nen
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« Das Uno-Komitee gegen
Folter empfiehlt der

Schweiz, in sämtlichen Kantonen
unabhängige Instanzen einzu -
richten, um Klagen gegen die
Polizei wegen Misshandlung
und Folter zu untersuchen.»

Schlussfolgerungen des Uno-Komitees
gegen Folter (CAT) vom Juni 2005

« Ich empfehle den
Schweizer Behörden,

von der Polizei Respekt vor 
ausländischen Personen zu 
verlangen und unabhängige 
Instanzen zu schaffen, an die
man ohne Furcht vor Repres-
salien gelangen kann.»

Àlvaro Gil-Robles, 
ehemaliger Menschenrechts-

kommissar des Europarats, 2005

E M P F E H L U N G E N  
V O N  A M N E S T Y  I N T E R N AT I O N A L

Kundgebung gegen Polizeigewalt 
und für eine«zivilisierte» Polizei 2002 
in Zürich.

Damit Personen, die sich als Opfer von Menschenrechtsverletzungen durch die Polizei fühlen,
eine echte Chance auf ein unverzügliches, unparteiisches und gründliches Verfahren haben,
empfiehlt Amnesty International den Behörden Folgendes:

Auf kantonaler oder regionaler Ebene eine unabhängige Beschwerde- und Unter suchungs -
instanz für die Behandlung von Klagen über polizeiliches Fehlverhalten zu schaffen. 

Im Rahmen der Diskussion über die gesamtschweizerische Strafprozessordnung die 
gesetzliche Grundlage für die Schaffung einer solchen Instanz vorzusehen.

Sich unverzüglich vom Tessiner Modell inspirieren zu lassen und Strafuntersuchungen gegen
die Polizei einem Sonderstaatsanwalt oder einer Sonderstaatsanwältin zu übertragen.
Entscheidend ist, dass diese Stelle hierarchisch, institutionell und praktisch unabhängig von 
der Polizei funktionieren kann und ihr alle formellen und informellen Klagen gegen die Polizei
ohne Verzögerung übergeben werden. 

berichtet. Vorwürfe gab es auch ge gen
Verfahren, die von Be zirks  an waltschaft
oder Staats anwalt schaft ge führt wurden.
Be rich tet wur de von man gelnder Un vor -
einge nom men heit, weil die Klagen vor -
gängig der Polizei zur Stellung nah me
un terbreitet wurden, von unvollständi-
ger Wür digung aller Be wei se, von Ge -
ring schätzung der Kollusions gefahr so -
wie von Einstellung von Ver fahren trotz
dem Vorliegen objektiver Indizien. 

Beim Urteil
ZeugInnen haben Amnesty Inter na tio nal
von sehr niedrigen Strafen für Poli zis tIn-
nen, die der Menschen rechts ver let zung
für schuldig befunden wurden, berichtet.
In einigen Fällen führte die lange Dauer
des Verfahrens zur Verjährung und da -
mit zur Straflosigkeit der verantwortli-
chen PolizistInnen. Am nesty Interna tio -
nal stellt fest, dass es in der Schweiz
immer noch keine Statistiken über sol-
che Strafverfahren gibt, die es erlauben
wür den, das Problem detaillierter zu
untersuchen.

S T R A F V E R FA H R E N
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« Die Schweiz sollte An-
strengungen unterneh-

men, um auch Angehörige von
Minderheiten für die Polizei -
arbeit zu rekrutieren, und die
Sensibilisierung und Schulung
der Polizei zum Thema Rassen-
diskriminierung fördern.»

I N T E R N AT I O N A L E R  M E N S C H E N R E C H T S R A H M E N

Die Respektierung der Menschenrechte im Alltag

Richtlinien, die das Polizei -
verhalten bestimmen
Ethikkodizes können konkret dazu bei-
tragen, die Polizeiarbeit menschen-
rechts  konform zu gestalten, wie das Bei -
spiel des Europäischen Kodex der Poli -
zeiethik des Europarates von 2001 zeigt.
Die Verhaltenskodizes funktionieren als
Vermittler zwischen der Gesetzgebung
und der Polizeipraxis. Ihre Prinzipien
müs sen sich in Dienstbefehlen und in -
ter nen Weisungen, aber auch in Dienst -
berichten und Jahresberichten und in
der Öffentlichkeitsarbeit der Polizei
widerspiegeln. Damit ein Ethikkodex
auch breit akzeptiert und mitgetragen
wird, muss er von den politisch und
opera tionell Verantwortlichen gemein-
sam mit den Berufsverbänden erarbeitet
werden.

Die Respektierung der
Menschenrechte im Alltag
Amnesty International empfiehlt den
Polizeikommandanten und Polizeikom -
man dantinnen, die Gesamtheit der in -
ter nen Dienstbefehle und Dienstor d -
nungen neu zu formulieren und sich

dabei systematisch auf die internationa-
len Normen im Bereich der Polizeiarbeit
zu beziehen. Damit verlieren diese Nor -
men ihre Abstraktheit und werden zu
einem Orientierungsrahmen für die täg-
liche Polizeiarbeit. Dieser Vorschlag ist
um so gerechtfertigter, als gemäss den
meis ten Kommandanten und Kom man -
dantinnen die Dienstordnungen und
Dienstbefehle die konkretesten Bezugs -
texte für die Polizisten und Polizistinnen
sind.

Ausbildung und Auswahl 
von Polizeimitgliedern
Um die Respektierung der Menschen -
rechte im Rahmen der Polizeiarbeit zu
fördern, muss die Ausbildung nicht nur
das Ziel verfolgen, die PolizistInnen für
die Menschenrechte zu sensibilisieren,
sondern auch sicherstellen, dass sie den
hohen Anforderungen an diesen Beruf
gewachsen sind. Polizisten und Poli zis -
tinnen, die diesen hohen Anforderungen
nicht genügen, sind vom Polizeidienst
auszuschliessen.

Ausbildung für 
gewaltfreie Einsätze 
Die internationalen Menschen rechts -
standards verlangen von der Polizei, auf
unnötige und unverhältnismässige An -
wen dung von Gewalt zu verzichten. Am -
nesty International empfiehlt den opera-
tionell Verantwortlichen der Polizei -
korps und den Polizeischulen, alles da -
ran zu setzen, das Know-how über ge -
waltfreie Techniken und Deeskalations -
methoden zu fördern.

Debriefing, ein wichtiges
Mittel, um Stress abzubauen
Amnesty International empfiehlt allen
Poli zeikorps, ein System regelmässiger
Debriefings und eine sozialpsychologi-
sche Betreuung für alle Personen einzu-
richten, die in ihrer Arbeit grossem
Stress ausgesetzt sind. Die Befragungen
von verdächtigten Polizisten und Polizis -
tinnen zu vermeintlichen Menschen -

Uno-Komitees haben verschiedentlich
Empfehlungen zur Polizeiarbeit in der
Schweiz abgegeben.
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Schlussfolgerungen des 
Uno-Ausschusses zur Beseitigung 

der Rassendiskriminierung 
in seinem Bericht zur Schweiz 

vom 21. Mai 2002
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rechtsverletzungen durch die Staats an -
waltschaft müssen jedoch vor einer De -
briefing-Sitzung stattfinden. 

Die Institutionalisierung eines Ethik -
kodexes lässt sich am Bespiel des Kan -
tons Neuenburg illustrieren. 1996 be -
auftragte die damalige Polizeidirektorin
Monique Dusong den damaligen Poli -

zeikommandanten Laurent Kruegel da -
mit, die durch verschiedene Skandale in
die Schlagzeilen geratene Neuenburger
Kantonspolizei in ein menschenrechts-
orientiertes Polizeikorps umzuwandeln.
Im Oktober 1997 wurde in einer ersten
wichtigen Etappe ein Ethikkodex einge-
führt. Alle internen Weisungen und
Dienstbefehle orientieren sich an die-
sem. Neue Schulungskonzepte, die auf
die Einhaltung der Menschenrechte und
auf Deeskalationstechniken ausgerichtet
sind, unterstützen diesen Ansatz. 

Amnesty International empfiehlt al -
len Kantonen und Gemeinden, Ethik ko -
dizes einzuführen und die Einführung
und Anwendung mit gezielten Mass -
nahmen zu unterstützen. Diese könnten
beinhalten:

ein Ausbildungskonzept mit klaren
Schwerpunkten im Bereich Men schen -
rechte und Deeskalationstechniken;

die Einführung eines Coaching sys tems,
das die Betreuung aller Poli zei mitglieder
des Korps durch speziell ausgebildete
und für Menschenrechtsfragen sensibili-
sierte Kollegen und Kolleginnen erlaubt.

Aufgrund zahlreicher Aussagen 
werden Handschellen und Kabelbinder
von Schweizer PolizistInnen zu oft 
routinemässig und als Strafmassnahme
eingesetzt.
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Einige Kantone haben Massnahmen
gegen Personenkontrollen allein
auf grund des Aussehens einge-

führt. In Genf wurde als Folge der In ter -
vention des kantonalen Ethikkom mis -
sars ein neuer Dienstbefehl herausge -
geben mit dem Ziel, Identitätskontrollen
aufgrund des Aussehens durch Kon t -
rollen nach dem Grundsatz «auf frischer
Tat ertappt» zu ersetzen. Mit dem glei-
chen Ziel wurde in Basel durch den
Polizeikommandanten in Zusam men ar -
beit mit dem Integrations verant wort -
lichen und dem Ethno logi schen Semi nar
der Universität Basel ein grosses Aus -
bildungs- und Sensi bili sie rungsprojekt
für alle Angestellten des Polizeikorps
organisiert. 

I N T E R N AT I O N A L E R  M E N S C H E N R E C H T S R A H M E N

Erste Fortschritte
Auf einen Vorschlag der Konferenz

der kantonalen Justiz- und Poli zei   di -
rektorinnen und -direktoren hin hat das
schweizerische Polizeiinstitut in Neuen -
burg zwei Programme zur Sensibi li -
sierung für interkulturelle Probleme ent-
wickelt, die sich an die Polizeikräfte der
verschiedenen Kantone richten. Diese
Pro gramme behandeln einerseits das
Verhältnis zwischen Polizei, Migranten
und Migrantinnen sowie ethnischen
Min derheiten und andererseits die Men -
schenrechte und die fundamentalen
Frei heitsrechte. Im Rahmen der Grund -
ausbildung haben alle Polizeischulen
Ausbildungsprogramme zu diesen The -
men entwickelt. Im Auftrag der Kon -
ferenz der kantonalen Polizei kom man -

danten hat das schweizerische Polizei -
institut ein Handbuch zu den Themen
Men schenrechte und professionelle Et hik
ausgearbeitet, das sich an die Poli zei -
ausbildner und Polizei ausbild nerin nen
richtet.

Ein positiver Schritt: Kurse über Menschenrechte und ethnische Minderheiten
werden in die Ausbildungsgänge an Polizeischulen aufgenommen.
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Machen Sie mit bei der Kampagne von Amnesty International
«Menschenrechte gelten auch im Polizeieinsatz» in der Schweiz! 
Unterstützen Sie unsere Forderungen an Behörden und
Verantwortliche der verschiedenen Polizeikorps:

Alle nötigen Massnahmen (Ausbildung, Rekrutierung, 
Ethik kodex) für eine menschenrechtskonforme Polizeiarbeit
müssen ergriffen und umgesetzt werden.
In Kantonen oder Regionen müssen unabhängige Be schwer de-
und Untersuchungsinstanzen geschaffen werden: 

– Eine unabhängige kantonale oder interkantonale 
Sonder staatsanwalt schaft, die rasch und unparteiisch alle 
Be schwer  den und Anzeigen wegen polizeilichen Fehl-
 ver hal tens untersucht und den Opfern von Polizeigewalt
spezielle Ver fah rens rechte garantiert.
– Eine ExpertInnenkommission mit dem Auftrag, die 
Ein haltung der internationalen Menschenrechtsnormen
und des Ethikkodexes zu überwachen.

Für die Delegation von staatlichen Sicherheitsaufgaben an
private Sicherheitsfirmen müssen klare Rahmenbedingungen
geschaffen werden. Die Betriebsbewilligung für private
Sicher heitsfirmen ist an klare Bedingungen punkto Aus- und
Weiter bildung, insbesondere im Bereich Deeskalations -
technik, Men schen rechte und Berufsethik, zu knüpfen.

Die Kampagne von Amnesty International
Werden Sie aktiv für unsere Kampagne:
Mit unserer Kampagne wollen wir die öffentliche Diskussion
über die Notwendigkeit von unabhängigen Unter suchungs be -
hörden fördern und die Polizei zur Respektierung der Men -
schen rechte in der täglichen Arbeit aufrufen. Unterschreiben
Sie unsere wichtigsten Forderungen auf den Postkarten an 
die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen
und -direktoren. Wir werden damit das Engagement der Öf -
fent lichkeit für eine menschenrechtskonforme Polizei belegen. 

Wir zählen auf Ihre Unterstützung.
Ihre Spenden erlauben es Amnesty International:

unabhängig und seriös Menschenrechtsverletzungen zu
untersuchen;

mit publikumswirksamen Kampagnen auf gravierende
Verletzungen der Menschenrechte aufmerksam zu machen;

mit gezielten Aktionen bedrohte Personen zu schützen;
Opfer von Menschenrechtsverletzungen zu unterstützen.

Bestellen Sie den ausführlichen Bericht «Polizei, Justiz und
Menschenrechte» über info@amnesty.ch oder Tel. 031 307 22 22.
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Besorgt über Aussagen, die von erniedrigender Behand -
lung und von unverhältnismässiger Gewaltanwendung
bei Polizeieinsätzen berichten, hat Amnesty Internatio-
nal eine Untersuchung zur Polizeiarbeit in der Schweiz
durchgeführt.
Die beschriebenen Fälle – Einsätze gegen Asylsuchende,
Schwarze, Mitglieder der Antiglobalisierungsbewegung,
Fussballfans und Minderjährige – weisen einen gemein sa-
men Nenner auf: eine De-facto-Straflosigkeit der Polizei. 
Amnesty International hat eine Vielzahl von Menschen -
rechtsverletzungen festgestellt. Schwerwiegende Fälle,
die zum Teil den Tod von Menschen zur Folge hatten,
aber auch weniger gravierende Fälle, die aber für die be-
troffenen Personen und die Respektierung der Grund -
rechte von Bedeutung sind. 

Unabhängig von der Schwere der Menschenrechtsver-
letzungen müssen die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen verbessert werden. Dies gilt sowohl für Planung
und Durch führung von Polizeiinterventionen als auch
für eine unabhängige Untersuchung von polizeilichem
Fehlverhalten. Mit diesem Ziel formuliert auch der
Kurzbericht «Menschenrechte gelten auch im Poli-
zeieinsatz» eine Reihe von Empfehlungen, um die Res-
pektierung der Menschenrechte zu verbessern und um
die Gesetzgebung ent sprechend anzupassen. Der Be-
richt fordert überdies, dass Polizeieinsätze den interna-
tionalen Standards entsprechend durchgeführt werden.
Sollte dem nicht so sein, muss unverzüglich eine unab-
hängige, unparteiische und gründliche Untersuchung
durchgeführt werden.

Schweiz
Menschenrechte gelten auch im Polizeieinsatz
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